


Unternehmen durchgeführt, wodurch nur ein geringer Teil der wirtschaftlichen Effekte in der 
Gemeinde verbleibt. Die erhofften Gewerbesteuereinnahmen sind zudem unsicher, da 
Betreiberfirmen häufig ihren Sitz außerhalb der Standortgemeinde haben und somit keine oder 
nur geringe steuerliche Beiträge vor Ort leisten. Auch die langfristige Bindung der Flächen durch 
Pachtverträge über 20 bis 30 Jahre reduziert die wirtschaftliche Flexibilität der Kommune 
erheblich.
Darüber hinaus entstehen der Gemeinde durch Erschließung, Genehmigungsverfahren und 
Verwaltungsaufwand zusätzliche Kosten, die nicht immer durch Einnahmen kompensiert werden. 
Die Wertminderung angrenzender Grundstücke kann sich negativ auf zukünftige Investitionen 
und die kommunale Entwicklung auswirken. Ein weiteres Risiko besteht im Falle eines 
Betreiberwechsels oder einer Insolvenz, wodurch Rückbaukosten oder ungenutzte Flächen auf 
die Gemeinde zurückfallen könnten. Schließlich führen die steuerlichen Abschreibungen der 
Betreiber in den ersten Betriebsjahren zu einer Minderung der steuerlichen 
Bemessungsgrundlage, was die potenziellen Einnahmen weiter reduziert. (anbei siehe auch ein 
allgemeines Statement von Uwe Maaßen Kreis Dithmarschen)

Niederwild und Natur geraten unter Druck.
Die geplanten Flächen sind Teil von wichtigen Wildwechseln und werden regelmäßig vom 
Niederwild und anderen Tieren durchquert. Durch die Bebauung werden diese Wege zerstört. 
Verdrängung, Stress und eine erhöhte Unfallgefahr auf den angrenzenden Straßen sind die Folge 
– für Wildtiere und für uns Menschen.

Zudem kann die Lebensqualität durch visuelle Beeinträchtigungen, mögliche Blendwirkungen 
oder Einschränkungen bei der Naherholung negativ beeinflusst werden. In ländlich geprägten 
Regionen wird die Veränderung des Landschaftsbildes häufig als Verlust von Identität und 
Heimatgefühl empfunden. Die soziale Spaltung innerhalb der Gemeinde kann sich verstärken.
Jede Freiflächen PV-Anlage bedeutet mehr Versiegelung, weniger Natur und ein Stück weniger 
Dorfleben. Wo bleibt der Schutz unseres Ortsbildes? Wo bleibt der Respekt vor der Natur, die 
uns umgibt? Wir fragen: Wie viel Fläche darf verkauft werden, bis nichts mehr übrig ist? Ca. 10 
% der Gesamtfläche ist davon betroffen (Kopie anbei).
Der Kaiser Wilhelm Koog steht grundsätzlich erneuerbaren Energie positiv gegenüber, es werden 
derzeit ca. 27  Windenergieanlagen in der Gemeinde betrieben und damit haben sich alle Bürger 
arrangiert. 

Nicht alle Bürger aus dem Kaiser Wilhelm Koog, haben von dem Termin am 16.6.2025 etwas 
mitbekommen. Da sie, selber keine Zeitung besitzen, keine Info über unsere „Dorffunk-App“ 
bekam, kein Internetzugang haben oder eine Info über den Postweg erhalten haben, die Bürger 
gehen nicht täglich zu den öffentlich ausgehängten Informationskasten in der Gemeinde.

Es gibt einige Anwohner die hier Ferienhäuser  haben und nicht 365 Tage im Jahr hier sind und 
sich nicht immer proaktiv informieren, was die Gemeinde vorhat. Ja, wir verstehen es, dass nicht 
alles, was im Koog passiert jeden Anwohner einzeln mitzuteilen geht, aber bei einer 
Flächenversiegelung von ca. 10% des Kooges sollten doch alle Haushalte eine Mitteilung davon 
bekommen. Dieses wurde übrigens auch im Jahr 2023 versäumt und eine Bürgerinitiative hat die 
Gemeindevertreter darauf hingewiesen, bei solch einer wichtigen Entscheidung die Bürger des 
Kooges zu befragen. (anbei das Anschreiben vom 10.3. 2023).



Wir möchten gerne bei solch einer Entscheidung, dass alle Bürger (Haushalte) mit einem 
Bürgerbrief darüber informiert werden, und sie alle die Möglichkeit haben, sich dafür oder 
dagegen auszusprechen, bevor solch eine Fläche mit Freiflächen-PV ausgestattet wird. Es sollte 
unserer Meinung nach eine Bürgerbefragung durchgeführt werden.(Nicht alle Gemeindevertreter 
dürfen hierdrüber mit abstimmen, Befangenheit) 

Wir stehen auf – für unsere Felder, unsere Natur und unsere Heimat. 
Kaiser-Wilhelm-Koog verdient eine nachhaltige, gerechte und durchdachte Zukunft – nicht ein 
Flickwerk aus schnellen Investorenlösungen.

Vor dem Hintergrund dieser wirtschaftlichen und sozialen Argumente erscheint es aus 
bürgerschaftlicher Sicht geboten, die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage in unserer 
Gemeinde Kaiser Wilhelm Koog nicht zuzustimmen.  

 

 

Mit freundlichem Gruß

 

 Einige Einwohner aus dem Kaiser Wilhelm Koog  (anbei die Unterschriftenliste)

 

 










